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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft übermit-

telt in der Anlage die Ressortstellungnahme zu den im Betreff angeführten Gesetzesentwurf 

zur gefälligen Kenntnisnahme an folgende e-mail Adresse: 

begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at . 
 

Beilage 

 

 

Für den Bundesminister: 

MR Ing. Raab 
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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nimmt 

Bezug auf die do. Aussendung vom 04.05.2007 und gibt zu den im Betreff genannten Geset-

zesentwürfen folgende Stellungnahme ab: 

 

Zu Artikel 3 (Änderung des Landarbeitsgesetzes): 

 

Art. 3 Z 3 (§ 10a Abs. 4a): 

§ 10a Abs. 4a Satz 1 regelt die Einführung eines Zuschlages in Höhe von 25% für Mehrar-

beitsstunden. In § 10a Abs. 4a Satz 2 wird angeordnet, dass § 65 Abs. 2 anzuwenden ist. Die 

Bestimmungen des § 65 Abs.2 des Landarbeitsgesetzes regeln die Entlohnung für Überstun-

den (Höhe des Zuschlages, Berücksichtigung von Bezugsbestandteilen, Zuschläge für Arbei-

ten während der Nachtruhezeit, an Sonntagen, und an für Sonntagen gewährten Ersatz-

ruhetagen). Im Sinne einer Rechtssicherheit und Rechtsklarheit sollte in § 10a Abs. 4a nicht 

nur ein genereller Verweis auf die gesetzlichen Bestimmungen über die Entlohnung der Über-

stunden und der Sonn- und Feiertagsarbeit erfolgen, sondern es sollte klar ausformuliert wer-

den, was Grundlage und Bestandteil dieses Mehrarbeitszuschlages sein soll. 
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Zu Art. 3 Z 3 (§ 10a Abs. 4f): 

Die Bestimmungen des § 10a Abs. 4f haben folgenden Regelungsinhalt: „Der Kollektivvertrag 

kann Abweichungen von Abs. 4a bis 4e zulassen.“ In den Erläuterungen zu den korrespondie-

renden Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes (Artikel I, § 19d Abs. 3f), worauf in den Erläute-

rungen zu § 10a Abs. 4f des Landarbeitsgesetzes Bezug genommen wird, wird von einer „Kol-

lektivvertragsdispositivität für alle den Mehrarbeitszuschlag betreffenden Regelungen“ gespro-

chen. Die Erläuterungen zu dieser Gesetzesstelle führen weiter aus, dass es „daher sowohl 

zulässig ist, einen niedrigeren als den gesetzlichen Zuschlag als auch die Verlängerung der 

Durchrechnungszeiträume zu vereinbaren“. Nach ho. Ansicht handelt es sich bei den vorge-

schlagenen Regelungen des § 10a Abs. 4f des Landarbeitsgesetzes um eine unbestimmte 

Anordnung und generelle Ermächtigung an die Kollektivvertragspartner für alle den Mehrar-

beitszuschlag betreffenden Regelungen. Es sollten zumindest die aus der Sicht des Gesetz-

gebers wesentlichen Eckpunkte der dispositiven Regelungsinhalte, jedenfalls aber die Zuläs-

sigkeit eines niedrigeren Zuschlages als den gesetzlichen Zuschlag sowie auch die Verlänge-

rungsmöglichkeit der Durchrechnungszeiträume im Gesetz festgeschrieben werden. 

 

Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die anderen, durch den ggstdl. Gesetzesentwurf 

berührten Novellen. 

 

Die Übermittlung dieser Stellungnahme erfolgt auf elektronischem Wege an folgende e-mail 

Adresse: post@III7.bmwa.gv.at . Eine Übermittlung dieser Stellungnahme erfolgt ebenfalls 

auf elektronischem Wege an das Präsidium des Nationalrates unter folgender e-mail Adresse: 

begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at . 
 

 

Für den Bundesminister: 

MR Ing. Raab 
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